Wien Donnerstag den 3. Februar 1876. 7 IX. Jahrgang. Nr. 5. 


Oeſterreichiſche 


Zeilſchrift m Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung, Grünangergaſſe Nr. 1. 
Commiſſionsverlag für den Buchhandel: Moritz Perles in Wien, Stadt Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 3 Thaler. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei. 


wendig. Das öſterreichiſche Reichs⸗Fiſchereigeſetz würde ohne inneren Grund 
hier eine weſentliche Lücke zeigen. 

2. Nach den 88 3—7 ſollen Gemeinde⸗ und Gemeinſchaftsfiſchereien 
im Genoſſenſchaftswege benützt oder verpachtet werden. Nach dem Motiven⸗ 
berichte der Regierungsvorlage zu § 33 ſowie nach § 3 des Ausſchußan⸗ 
trages ſollen aber die näheren Beſtimmungen über die (Art und) Minimal⸗ 
dauer der Verpachtung der Landesgeſetzgebung vorbehalten bleiben. 
Auch für dieſen Vorbehalt ſprechen weder provinzielle Verſchiedenheiten noch 
ſonſtige Gründe. Die wirkliche Dauer der Pachtverträge wird durch die loca⸗ 
len Verhältniſſe der einzelnen Fälle bedingt. Das Geſetz hat nur im 
Allgemeinen eine Minimaldauer feſtzuſetzen, damit rationelle Pächter heran⸗ 
gezogen werden, denen die bei künſtlicher Fiſchzucht und größerer Schonung 
der Brut nöthigen Vorauslagen und Einbußen durch die längere Pacht⸗ 
dauer erſetzt werden ſollen. Daß Gemeindefiſchereien entweder verpachtet 
oder in eigener Regie benützt werden müſſen, folgt aus dem Gemeindegeſetze; 
hiezu würde es eines Fiſchereigeſetzes nicht bedürfen. Dagegen fließt das 
Erforderniß einer längeren Pachtdauer aus der allgemeinen Natur des 
Fiſchereibetriebes und hat mit den Eigenthümlichkeiten der Länder gar nichts 
zu thun. Die Feſtſetzung der Minimaldauer iſt daher auch Aufgabe des 
allgemeinen Fiſchereigeſetzes. Sie findet ſich auch in allen Fiſchereigeſetzen. 
Ohne eine ſolche Feſtſetzung ſind die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über 
die Verpachtung ohne jede Bedeutung, die Reichsgeſetzgebung iſt darauf ange⸗ 
wieſen abzuwarten, ob ihr die Landesgeſetzgebung zu einer ſolchen verhelfen 
will oder nicht. 

Die Frage ob geſetzliche Normen über das Verfahren bei der 
Verpachtung überhaupt nothwendig ſind, wird bei der Beſprechung der ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen des Entwurfes erörtert werden. Sind ſie nothwendig, 
ſo gehören ſie in das Reichsgeſetz, falls ſie nicht einer Durchführungsver⸗ 
ordnung überlaſſen werden. Zu 

3. Der 8 14 überläßt der Landesgeſetzgebung die Beſtimmung, welche 
Mehrheit der betheiligten Fiſchereiberechtigten zur Begründung eines Zwan⸗ 
ges zum Eintritte der Minderheit in eine Fiſchereigenoſſenſchaft genüge. 
Die Beantwortung dieſer Frage hängt ebenfalls nicht von Eigenthümlichkei⸗ 
ten der Länder oder der einzelnen Fiſchwaſſer ab. Es iſt eine rein juriſtiſche 
Frage, ob überhaupt ein Zwang zum Genoſſenſchaſtsbeitritt zuläſſig ſei. Hat 
ſich die Reichsgeſetzgebung für die Zuläſſigkeit entſchieden, ſo hat ſie auch 
alle Erforderniſſe feſtzuſtellen. Im Grunde iſt ohnehin dadurch, daß der 
Entwurf den Mehrheitsbeſchluß zuläßt und die Berechnung der Mehrheit 
nach der Kopfzahl ausſchließt, die Frage gelöst. Wenn § 14 im erſten Ab⸗ 
ſatze von Mehrheit und Minderheit ſpricht, ſo kann damit eben nur die ein⸗ 
fache Mehrheit gemeint ſein. Es wäre auch widerſinnig im Wege der Lan⸗ 
desgeſetzgebung andere Beſtimmungen, z. B. eine Neunzehntel⸗Mehrheit zuzu⸗ 
laſſen, welche die Abſicht des Reichsgeſetzes wieder illuſoriſch machen könnten. 
Der Reichsfiſcherei⸗Geſetzentwurf enthält über die Fiſchereigenoſſenſchaften 
mehrere Beſtimmungen, welche im Waſſerrechte bezüglich der Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften der Landesgeſetzgebung überlaſſen waren, ein Beweis, daß die Re⸗ 
gierungsvorlage ſelbſt den bezüglich der Competenzfrage im Waſſerrechte 
vorgezeichneten Weg nicht als den richtigen anſteht. Um ſo mehr wäre es 
angezeigt geweſen, die wenigen zur Ergänzung der Normen über die Fiſche⸗ 
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Die den behördlich autoriſirten Privattechnikern (Civilingenieuren) normalmäßig 
zuſtehenden Arbeiten, inſoferne es ſich bloß um die Arbeiten an ſich und 
dabei nicht um die Anmaßung der Autorität des behördlich beglaubigten 
Ingenieurs handelt, können auch von ſolchen Perſonen vorgenommen werden, 
welche nicht die Eigenſchaft autoriſirter Privattechniker haben. 
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Zur richtigen Würdigung der Competenzfrage in Bezug auf die 
Fiſchereigeſetzgebung erübrigt nun noch, jene Beſtimmungen im Detail in 
das Auge zu faſſen, welche die Regierungsvorlage oder der Bericht des 
Ausſchuſſes der Competenz der Landtage vorbehalten wollen und dabei die 
Gründe zu prüfen, welche für einen ſolchen Vorbehalt ſprechen, wobei ſelbſt⸗ 

verſtändlich neben der ſtaatsrechtlichen Frage auch der wirthſchaftliche Stand⸗ 
punkt und die Wirkungen, welche die Competenzbeſtimmung auf die Inte⸗ 
reſſen der Fiſcherei ausüben wird, zu erwägen ſind. 

Die wichtigſten dieſer der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Be⸗ 
ſtimmungen ſind die folgenden: 

1. Nach $ 1 der Regierungsvorlage ſoll das Reichsgeſetz Anwendung 
finden auf die Fiſcherei und auf den Krebsfang; § 1 des Ausſchußantrages 
dagegen will nur den Fiſchfang regeln, die Normirung des Krebsfanges und 
des Fanges anderer nutzbarer Waſſerthiere dagegen der Landesgeſetzgebung 
überlaſſen. Wenn es der Ausſchußbericht übereinſtimmend mit der Re⸗ 
gierungsvorlage für nothwendig gefunden hat, die Beſtimmungen, welche 
die Gebiete des Civil⸗, Straf⸗ und Polizeiſtrafrechtes berühren, rückſichtlich 
der Fiſcherei der Reichsgeſetzgebung zu wahren, ſo iſt ſchwer abzuſehen, 

warum beim Krebsfang und dem Fang anderer nutzbarer Waſſerthiere 
andere ſtaatsrechtliche Momente gelten ſollen. Die Krebſe und die meiſten 
derlei nutzbaren Waſſerthiere kommen in allen öſterreichiſchen Ländern vor; 
das allfällige Nichtvorkommen einzelner dieſer Thiere in dem einen oder 
anderen Lande iſt für die legislative Competenz eben ſo gleichgiltig wie das 
Nichtvorkommen einzelner Fiſcharten in gewiſſen Ländern, z. B. des Aales 
im Donaugebiete und dergl. Sämmtliche neuere Fiſchereigeſetze, auch jene 
größerer Staaten, wie Preußen, geben dem Fiſchereigeſetze die ſinngemäße 
Ausdehnung auf den Krebsfang und auf den Fang anderer nutzbarer 
Waſſerthiere. Eine nominative Aufzählung der letzteren erſcheint nicht noth⸗ 
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reigenoſſenſchaften ſonſt noch erforderlichen Beſtimmungen, z. B. über das 
Verhältniß der zur Stimmabgabe nicht erſchienenen Berechtigten, über das 
Verfahren, u. dgl. als rein civilrechtlicher Natur ſofort auch im Reichsge⸗ 
ſetze vollſtändig zu geben. Der Vorgang, an ſich unbedeutende, aber für die 
Vollſtändigkeit des Reichsgeſetzes unentbehrliche Detailbeſtimmungen, in ſo 
weit ſie nicht dem Verordnungswege überlaſſen werden können, der Laudes⸗ 
geſetzgebung zuzuweiſen, entſpricht weder der Würde der Reichs⸗, noch jener 
der Landesgeſetzgebung. 

4. Die Regierungsvorlage über das Reichsgeſetz enthält zahlreiche Be⸗ 
ſtimmungen über verbotenen Fiſchfang, verbotene Fangarten und Fangmittel, 
z. B. die Verbote des Fiſchfanges in den Schonſtätten, in Fiſchſtegen, außer⸗ 
halb des gewöhnlichen Waſſerbettes, das Verbot der die ganze Breite fließen⸗ 
der Gewäſſer abſperrenden Netze und ähnlicher Vorrichtungen. Es handelt 
ſich hiebei um Fangarten und Fangmittel, welche keinerlei provinzielle 
Eigenthümlichkeiten bieten, ſondern allgemein als culturſchädlich erkannt, 
und daher anch im Wege der Reichsgeſetzgebung zu verbieten ſind. 

Der gleiche Grund tritt aber auch ein bei einigen anderen abſolut 
verwerflichen Fangarten und Fangmitteln. Insbeſondere ſoll aus dieſem 
Grunde auch das Verbot ſchädlicher oder explodirender Stoffe beim Fiſch⸗ 
ſang aus der Landesgeſetzgebung in die Reichsgeſetzgebung hinüber genommen 
werden, da der Verkauf ſolcher der Fiſcherei nachtheiligen Stoffe theilweiſe 
ſchon gegenwärtig in Oeſterreich durch allgemeine für ſämmtliche Län⸗ 
der geltende Normen (die Hoſkanzleidecrete v. 18. Juli 1819, Z. 21.529 
und 23. Juli 1829, Z. 9827) verboten iſt. Den Geſetzentwurf würde mit 
Recht der Vorwurf der Inconſequenz treffen, wenn er einzelne dieſer Fang⸗ 
mittel z. B. die Vorrichtungen, welche die ganze Breite fließender Gewäſſer ein⸗ 
nehmen, im Wege der Reichsgeſetzgebung — andere gleichartige, wie die 
in allen öſterr. Ländern derzeit ſo ſchwunghaft betriebene und von den Fiſch⸗ 
züchtern aller europäiſchen Länder mißbilligte Dynamitfiſcherei und die Ver⸗ 
giftung der Fiſchwaſſer durch ſolche Mittel — im Wege der Landesgeſetzge⸗ 
bung verbieten würde. Auch ſollen die allgemeinen Beſtimmungen, welche 
ſich in den Fiſchereigeſetzen aller Culturländer in gleicher Weiſe wie⸗ 
derholen, z. B. die Beſchränkung, welche der Fiſcherei während der verord⸗ 
neten Schonzeiten aufzulegen find, die Verpflichtung während der Schonzeit 
die Fangappara te zu entfernen, verbotene Fiſche in das Waſſer zurück zu 
verſetzen, über verbotenen Handel mit Fiſchen — letztere Beſtimmung 
ſchon aus Handelsrückſichten — u. dgl. in das Reichsgeſetz aufgenom⸗ 
men werden. 

Das Verbot, die Breite der Gewäſſer durch ſtändige Fiſchereivorrich⸗ 
tungen auf mehr als die Hälfte der Waſſerfläche zu verſperren, hat 8 10 
der Regierungsvorlage der Reichsgeſetzgebung vorbehalten, während die 
Ausſchußvorlage die Beſtimmungen hierüber aus ganz irrigen Motiven der 
Landesgeſetzgebung zuweiſet. Die Verſperrung der Gewäſſer durch ſolche 
Vorrichtungen hindert den Zug der Wanderfiſche, z. B. der Lachſe, Huchen, 
Forellen u. ſ. w. zu den oberen Laichſtellen und ſchädigt die Fiſcherei⸗ 
intereſſen des ganzen Stromgebietes. Unterläßt es eine San heäbeinhnebing 
zweckmäßige Verbote aufzuſtellen, um etwa ihren Fiſchern den Fang der 
Wanderfiſche allein zu verſchaffen, ſo ſind die Fiſcher des Nachbarlandes, 
aus dem die Gewäſſer kommen, in dieſelbe Lage verſetzt, wie die Rhein⸗ 
fiſcher, denen die Fiſcher in den Niederlanden durch ihre die ganze Stromfläche 
überſpannenden Zegen die Lachsfiſcherei vollſtändig verdorben haben. Wenn 
daher dieſes Verbot, wie unten noch näher wird erörtert werden, ſelbſt 
zwiſchen fremden Staaten der internationalen Vereinbarung überlaſſen 
wird, ſo darf es auch in Oeſterreich — ſelbſt ſchon mit Rückſicht auf 8 11 
lit. n des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 141 nicht 
der Geſetzgebung der einzelnen Länder vorbehalten werden, indem ſonſt ein 
Land das andere ſchädigen könnte. 

Die Anſchauung des Ausſchußberichtes, daß die Frage über die 
Art der Anbringung ſtändiger Vorrichtungen und über ihre Geſtattung 
von verſchiedenartigen theils provinziellen theils ſelbſt localen (?) Ver⸗ 

ſchiedenheiten abhängt und daher von der Landesgeſetzgebung zu regeln ſei, 
beruht offenbar auf irrigen Vorausſetzungen. 

Es handelt ſich nicht darum, wie derlei Vorrichtungen angebracht 
werden dürfen, nicht um provinzielle oder locale Intereſſen, ſondern um 
den Fiſchfang im ganzen, mehrere Länder umſaſſenden Stromgebiet und um 
die dadurch gebotene Freilaſſung von mindeſtens der halben Breite der 
Gewäſſer. Sind über die Art der Durchführung loca le Vorſchriften noth⸗ 
wendig, ſo ſind dieſelben ſelbſtverſtändlich im adminiſtrativen Wege, nicht 
im Wege der Landesgeſetzgebung zu erlaſſen. 

5. Dieſelben Gründe, welche dafür ſprechen, die Beziehungen zu den 
im Waſſerrechtsgeſetze normirten Waſſerbenutzungsrechten im Wege der 
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lich der Beziehungen zur Schiff⸗ und Floßfahrt, ſowie zur Jagd, 
z. B. in Bezug auf die Berechtigung zur Vertilgung von Fiſchottern 
u. dgl. Inſoweit es ſich hiebei nicht um bloße polizeiliche Anordnungen 
handelt, welche dem Verordnungswege zu überlaſſen ſind, z. B. den 
Strompolizeiverordnungen u. dgl. ſollen auch dieſe die verſchiedenen 
Rechtsbeziehungen regelnden Normen im Wege der Reichsgeſetzgebung er⸗ 
laſſen werden. 

6. Nachdem § 28 des Reichsgeſetzentwurfes alle aus dem Geſetze 
ſich ergebenden Fiſcherei⸗Angelegenheiten in den Wirkungskreis der politiſchen 
Behörden verweiſet, iſt es nicht abzuſehen, warum der Motivenbericht zum 
§ 32 die Competenz der einzelnen politiſchen Behörden oder die Beſtim⸗ 
mungen über die Koſten für commiſſionelle Erhebungen und Verhandlungen 
im Wege der Landesgeſetzgebung regeln läßt. Beliebt es einem Landtage 
ſolche Beſtimmungen nicht zu geben, weil er z. B. autonomen Organen den 
im § 28 normirten Wirkungskreis zu übertragen wünſcht, ſo bleibt das 
Reichsgeſetz ein todter Buchſtabe. 

7. Der Ausſchuß hat im 8 30 — abweichend von der Regierungs- 
vorlage — die Beſtimmung über die Verwendung der nach dem Reichs⸗ 
geſetze ausgeſprochenen Geldſtrafen und des Erlöſes für verfallene Fiſche 
und Geräthſchaften der Landesgeſe tzgebung zugewieſen. 

Es erſcheint dies als ein bedenklicher Eingriff in die der Reichsge⸗ 
ſetzgebung vorbehaltene Strafgeſetzgebung. Bisher haben unſeres Wiſſens 
ſämmtliche Reichsgeſetze, welche Geldſtrafen ausſprechen, auch die Be⸗ 
ſtimmungen über die Verwendung der Strafgelder ſelbſt getroffen. Sollten 
Gründe dafür ſprechen, dieſe Beſtimmungen der Landesgeſetzgebung zu 
überlaſſen, ſo ſoll dieſes in einem allgemeinen Geſetze geſchehen; kaum 
gerechtfertigt erſcheint es, durch ein einzelnes Specialgeſetz den bisherigen 
einheitlichen Vorgang der Geſetzgebung zu unterbrechen. 

8. Der Motivenbericht weiſet auch die Beſtimmungen in Betreff der 
Beaufſichtigung der Fiſcherei der Landesgeſetzgebung zu. Es gereicht dies 
weder der Fiſcherei zum Vortheile, noch entſpricht es dem oft erwähnten 
Grundſatze, die Wirkſamkeit des Reichsfiſchereigeſetzes von der Einfluß⸗ 
nahme der Landesgeſetzgebung möglichſt unabhängig zu ſtellen. 

Die Erfahrung hat als eines der wirkſamſten Mittel zur Hebung 
der Fiſcherei und insbeſondere zur Durchſührung der wichtigſten Beſtim⸗ 
mungen des Fiſchereigeſetzes das Inſtitut der Fiſcher ei⸗Inſpectoren be⸗ 
zeichnet. Dieſem Juſtitute verdanken die engliſchen und amerikaniſchen 
Fiſchereien ihren Auſſchwung. Auch der preußiſche Motivenbericht bezeichnet 
die Anſtellung höherer Fiſcherei⸗Aufſichtsbeamten durch den Staat als Bei⸗ 
rath der Ober⸗Aufſichtsbehörden in Angelegenheiten der Fiſcherei und als 
Organe derſelben zur Vorbereitung und Durchführung legislativer und ad⸗ 
miniſtrativer Maßregeln zur Hebung der Fiſcherei als eine vorausſichtlich 
nicht zu entbehrende Einrichtung. 

Die Aufgabe dieſer Organe wäre es vor Allem, die wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungeu des Reichsfiſchereigeſetzes durchzuführen z. B. die Abſtellung der 
die ganze Breite der Gewäſſer verſperrenden Fiſchfänge und Fiſchnetze, die 
Herſtellung der Fiſchſtege, die Ueberwachung und Beſchützung der Fiſch⸗ 
waſſer gegen die Einleitung ſchädlicher Stoffe, die Bildung von Fiſcherei⸗ 
genoſſenſchaften, Anlegung der Schonreviere u. dgl. Es ſind dies jene weit⸗ 
tragenden Maßregeln, welche die gemeinſamen Intereſſen ganzer Fiſcherei⸗ 
gebiete, ſelbſt mehrerer Länder zuſammen betreffen, von einzelnen Fiſcherei⸗ 
berechtigten niemals wirkſam ausgeführt oder überwacht werden können, auch 
nicht von Organen derſelben oder von Bezirksbehörden. 

Derlei Aufſichtsorgane höchſter Bedeutung zu beſtellen und die Nor⸗ 
mirung ihres Wirkungskreiſes iſt nicht Aufgabe der Landes⸗ ſondern der 
Reichsgeſetzgebung, zumal es genügen wird, wenige ſolche Organe und 
gleichzeitig für mehrere Länder zu beſtellen — was bei der im § 32 des 
Entwurfes normirten Competenz der Landesgeſetzgebung nicht möglich wäre. 

Soll das Reichs⸗Fiſchereigeſetz wirklich zur Ausführung gelangen, 
ſo müſſen die Beſtimmungen über die Beaufſichtigung der Fiſchwaſſer in ähn⸗ 
licher Weiſe wie in den 88 46 und 47 des preußiſchen Geſetzes im Reichs⸗ 
geſetze ſelbſt gegeben werden, zumal es ſich hier im Weſentlichen auch um 
eine ſtaatliche, d. h. von Staatsorganen oder mit ſtaatlichen Rechten aus⸗ 
gerüſteten Organen zu übende Aufſicht handelt, deren Koſten auch zumeiſt 
aus Reichsmitteln beſtritten werden. 

9. Der Motivenbericht überweiſet endlichauch die Beſtimmungen über 
den verbotenen Fiſchfang der Landesgeſetzgebung, welche das preußiſche 
Fiſchereigeſetz der Regulirung im Verordnungswege für zufammen- 
hängende Stromgebiete vorbehalten hat, nämlich die Feſtſetzungen darüber, 
unter welchem Maße oder Gewichte gewiſſe Fiſche nicht gefangen werden 
dürfen, die Vorſchriften über die Schonzeiten dann über den Gebrauch und 


Reichsgeſetzgebung zu regeln, ſprechen für die gleiche Competenz bezüg⸗ die Beſchaffenheit der Fanggeräthe. 


Der Motivenbericht des preußiſchen Geſetzentwurfes rechtfertigt es 
in eingehender Weiſe, daß derlei Beſtimmungen nicht in ein Geſetz auf⸗ 
zunehmen, ſondern dem Verordnungswege zu überlaſſen find. Schon 
die Vorarbeiten hiezu würden eine längere Reihe von Jahren in Anſpruch 
nehmen müſſen; das Geſetz würde in dieſen Beſtimmungen ohne Zweifel 
öfterer Abänderungen bedürfen; man würde endlich ohne Noth und zum 
Nachtheile der Fiſcherei eine höchſt wandelbare Materie, in welcher Wiſſen⸗ 
ſchaft und Erfahrung gerade jetzt immer neue Geſichtspunkte eröffnen, 
vorzeitig fixiren. Derſelbe Motivenbericht bezeichnet es als einen Haupt⸗ 
vorzug der neueren Fiſchereigeſetzgebung, daß dieſen Erwägungen die 
nöthige Rückſicht geſchenkt iſt, indem in allen neuen Fiſchereigeſetzen die 
erwähnten Vorſchriften aus dem Geſetze ſelbſt ausgeſchieden und dem 
Verordnungswege überwieſen ſind; ſo im ſächſiſchen, im badiſchen, 
im würtembergiſchen Geſetze, in der italieniſchen Geſetzvorlage. Im Ge⸗ 
genſatze dazu bewegt ſich die ältere Fiſchereigeſetzgebung vorzugsweiſe 
auf dieſem Gebiete. 

Es iſt zu bedauern, daß der öſterreichiſche Fiſchereigeſetzentwurf 
auch nachdem er die urſprüngliche Anlage eines Landesgeſetzes aufgegeben, 
ſich nicht der entſchieden beſſeren neuen Anſchauung angeſchloſſen hat, und 
auf dem veralteten Standpunkte ſtehen geblieben iſt. Anſtatt die erwähnten 
Beſtimmungen im Reichsgeſetze ſofort dem Verordnungswege zuzuweiſen, 
anſtatt, wie dies die preußiſche und italienische Geſetzgebung beabſichtigen, 
für einheitliche Fiſchereigebiete durch die Verordnungen gleich⸗ 
artige Beſtimmungen über die erwähnten Gegenſtände zu ſchaffen und für 
ſolche Gebiete, z. B. den Rhein, die Elbe, die Oder, die Donau, ſelbſt im 
Wege internationaler Verträge eine Einheit mit dem Auslande herzu⸗ 
ſtellen, wird in Oeſterreich hierin jedes Kronland im Wege der Lan⸗ 
desgeſetzgebung ſich ſeine beſonderen Normen geben, über Materien, in 
welchen Wiſſenſchaft und Erſahrung jetzt immer neue Geſichtspunkte er⸗ 
öffnen. 

Die Normen über Schonung des Wildes ſind in Oeſterreich theils 
im Verordnungswege (Tirol und Vorarlberg) theils im Wege der Landes⸗ 
geſetzgebung erlaſſen worden. Die Zeiten, in welche die Wildvermehrung 
fällt, ſind im Allgemeinen genauer bekannt und geringeren Abweichungen 
unterworfen, als die von klimatiſchen und örtlichen Verhältniſſen mehr 
abhängigen Laichzeiten der einzelnen Fiſcharten in den verſchiedenen Ge⸗ 
wäſſern, daher die Normen über die Wildſchonung ſich eher für den Weg 
der Geſetzgebung eignen. Dennoch hat auch hierin ſchon die kurze Zeit 
ſeit Erlaſſung der neuen Wildſchongeſetze zahlreiche und berechtigte Klagen 
hervorgerufen, denen die Landesgeſetzgebung nur ſchwer wird abhelfen. 
Obgleich in die Landtage der einzelnen in dieſer Beziehung gleichartigen 
Länder gleiche Regierungsvorlagen waren eingebracht worden, ſind doch 
über Antrag einzelner „jagdkundiger“ Landtagsmitglieder ſelbſt in an⸗ 
grenzenden klimatiſch nicht verſchiedenen Ländern die Schonzeiten in den 
Landesgeſetzen in der verſchiedenſten Weiſe feſtgeſtellt worden. Die Klagen 
im oberöſterreichiſchen Landtage vom Jahre 1874 über die verfehlten, 
vom niederöſterreichiſchen Schongeſetze weit abweichenden Feſtſetzungen 
im Landesgeſetze vom Jahre 1873 wurden zurückgewieſen, weil es bedenk⸗ 
lich iſt, gegebene Geſetze ſo ſchnell abzuändern. Die bedeutenden Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen den böhmiſchen und niederöſterreichiſchen Schonzeiten 
machen es unmöglich, das in Böhmen außer der Schonzeit abgeſchoſſene 
Wild, deſſen Hauptabſatzort der Wiener Markt iſt, in gewiſſen in die 
niederöſterreichiſche Schonzeit ſallenden Monaten in Wien zu verkaufen; 
es ſind dadurch die Intereſſen der böhmiſchen Jagdherren und der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Wildprethändler auf das empfindlichſte geſchädigt. 

Noch weit mehr als dies bei Wildſchongeſetzen der Fall iſt, würden 
bei der Fiſcherei unzweckmäßige, nach den politiſchen Landesgrenzen, nicht 
nach den natürlichen Flußgebieten gruppirte und in Landesgeſetzen vor⸗ 
eilig fixirte Schonnormen den Handel mit Fiſchen und die Approviſio⸗ 
nirung der Städte erſchweren und eben dadurch auch der Fiſcherei ſelbſt 
weit mehr Schaden als Nutzen bringen. 

Man zählt in den öſterreichiſchen Süßwäſſern 130 Fiſcharten, von 
welchen aber nach Heckel und Kner nur von 92 Arten die Laichzeit 
genau bekannt iſt. Vergleicht man aber die Angaben von Heckel und Kner 
über die Laichzeiten mit jenen von Siebold, dann mit jenen von Brehm, 
Fritſch u. A. oder gar mit jenen der Fiſcher verſchiedener Gegenden, 
ſo zeigen ſich ſo bedeutende Differenzen, daß auch die jüngſt erſchienenen 
Mittheilungen der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion wiederholte genaue Er⸗ 
hebungen zum Zwecke der Feſtſtellung entſprechender Schonzeiten für 
dringend nothwendig halten. So haben, um hier nur Ein Beiſpiel an⸗ 
zuführen, Erhebungen, welche in neuerer Zeit in Salzburg über 
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die Laichzeiten gepflogen wurden, in verſchiedenen Landestheilen we⸗ 
ſentliche Differenzen mit der bekannten Siebold'ſchen Tabelle ergeben, 
welch' letztere ſonſt anerkannt noch die verhältnißmäßig verläßlichſten 
Daten enthält. Solche eingehende Erhebungen müßten aber vorerſt für 
alle wichtigeren Fichwaſſer gepflogen werden, ſollen nicht die Landes⸗ 
geſetze von Aufang an ganz unrichtige Schonzeiten ſtatuiren und zahl⸗ 
reiche berechtigte Klagen hervorrufen. 

Der gleiche Fall tritt aber auch noch bei anderen Gegenſtänden, 
des ſogenannten „verbotenen Fiſchſanges“ z. B. dem Größenverhältniſſe 
der zu fangenden Fiſche, den Fanggeräthen, welche in den verſchiedenen 
Ländern und Landestheilen ſehr verſchieden find, bei verſchiedenen localen 
fiſchereipolizeilichen Maßregeln u. dgl. ein. Mit Recht bemerken die Mit⸗ 
theilungen der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion: „Bei den umfaſſenden Er⸗ 
hebungen, welche zur Gewinnung des als Baſis für die Geſetzgebung dienen⸗ 
den Materials noch erforderlich ſein werden, dürfte noch eine geraume Zeit 
verfließen, bevor ein den verſchiedenen klimatiſchen und localen Verhältniſſen 
der Länder Oeſterreichs entſprechendes Fiſchereigeſetz in Wirkſamkeit treten 
kann.“ Dieſen Schwierigkeiten kann nur eine richtige Abgrenzung des Com⸗ 
petenzverhältniſſes zwiſchen Geſetz und Verordnung nach dem Vorgange 
der geſammten neuen Fiſchereigeſetzgebung wirkſam begegnen. Nur der 
Verordnungsweg kann mit feinen leicht abänderlichen Beſtimmungen 
den klimatiſchen und localen Verhältniſſen der einzelnen Landestheile in den 
durch ſolche Verhältniſſe bedingten Momenten ſich anbequemen und wird 
auch öftere Abänderungen geſtatten, bis umſaſſende Erhebungen die richtigen 
Beſtimmungen möglich machen; das Fiſchereigeſetz, welches nur die 
allgemeinen Momente zu regeln hat, kann unbehindert hievon ſofort in 
Wirkſamkeit treten. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die den Ein autoriſirten Privattechnikern (Civilingenieuren) 

normalmäßig 3 Arbeiten, inſoferne es ſich bloß um die 

Arbeiten an ſich und dabei nicht um die Anmaßung der Autorität 

des behördlich beglaubigten Ingenieurs handelt, können auch von 

ſolchen Perſonen vorgenommen werden, welche nicht die Eigenſchaft 
autoriſirter Privattechniker haben. 


Anläßlich eines in der Bozner Zeitung vom 10. Juli 1875 er⸗ 
ſchienenen Inſerates in welchem ein gewiſſer Johann L., Bauzeichner in B. 
ſich dem Publicum zur Vornahme von techniſchen Arbeiten, als: „Ver⸗ 
meſſungen und Aufnahme von Grundſtücken, Anfertigung von Bauplänen, 
Ueberſchlägen und Berechnungen ꝛc.“ zur Verfügung ſtellt und empfiehlt, 
hat ſich der Stadt⸗Magiſtrat in B. an die Statthalterei mit der Anfrage 
gewendet, ob der Inſerent mit Rückſicht auf die Statthalterei⸗Kundmachung 
vom 18. December 1860, L. G. Bl. Nr. 93) zur Vornahme ſolcher 
Arbeiten befugt ſei? 

Daraufhin hat die Statthalterei dem Magiſtrate eröffnet, daß die 
Vornahme der fraglichen Arbeiten nach Maßgabe der obigen Statthalterei⸗ 
Kundmachung zu den Berechtigungen der behördlich autoriſirten Civil⸗In⸗ 
genieure und Geometer gehöre, welche allein befugt ſeien, ſolche Arbeiten 
vorzunehmen. 

Dieſe Statthalterei⸗Eröffnung hat der Magiſtrat dem Johann L. 
wörtlich intimirt und ihm auf Grund derſelben die ſelbſtſtändige Aus⸗ 
übung der angekündeten techniſchen Arbeiten unter Strafandrohung unter⸗ 
ſagt. Zugleich hat der Magiſtrat dem gedachten Bauzeichner den Auftrag 
ertheilt, den entſprechenden Widerruf ſeines Inſerates in allen jenen 
öffentlichen Blättern, welche die fragliche Ankündigung enthalten haben, 
binnen 8 Tagen zu veranlaſſen, widrigenfalls dieſer Wideruf von Amts⸗ 
wegen und auf ſeine Koſten veranlaßt würde. 

Gegen dieſen Erlaß hat Johann L. eine Berufung eingebracht, 
welche von dem Magiſtrate der Statthalterei zur Entſcheidung vorgelegt 
wurde. In dieſer Berufung machte L. geltend, daß durch die obige Statt⸗ 
halterei⸗Kundmachung den autoriſirten Civil⸗Ingenieuren und Geometern 
keine aus chließliche Berechtigung zur Vornahme der fraglichen 
Arbeiten eingeräumt wurde, daß denſelben vielmehr bloß gewiſſe Be⸗ 


) Staatsminiſterial⸗Erlaß vom 11. December 1860, Z. 36.410, betreffend die 
Einführung von behördlich autorifirten Privattechnikern. . 
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günſtigungen in Anſehung der Beweiskraft der von ihnen aufgenom⸗ 
menen Acte zugeſtanden worden ſind. Ein Zwang, wornach ſich behufs 
Vornahme ſolcher Arbeiten nur der autoriſirten Privattechniker bedient 
werden dürfe, ſei nirgends ausgeſprochen. Die Vornahme von derlei Ar⸗ 
beiten ſeitens des Recurrenten enthalte daher Nichts Unerlaubtes und 
könne ihm demnach auch nicht unterſagt werden. In Conſequenz deſſen 
könne man ihm auch nicht verwehren, ſich zur Beſorgung ſolcher Arbeiten 
öffentlich anzubieten und erſcheine daher die ſeitens des Magiſtrates ge⸗ 
forderte Widerrufung des fraglichen Inſerates völlig unbegründet. 

Die Statthalterei hat anläßlich dieſer Berufung erkannt, daß von 
der dem Magiſtrate gemachten Eröffnung in Betreff der Berechtigung des 
Johann L. zur Vornahme der fraglichen techniſchen Arbeiten auf Grund 
des Geſetzes (der obigen Miniſterial⸗Verordnung vom 11. December 1860) 
nicht abgegangen werden könne. 

Johann L. ergriff nun den Recurs an das k. k. Miniſterium des 
Innern, welches unterm 7. Jänner 1876, 3. 16.030 ex 1875 nach⸗ 
ſtehende Entſcheidung hinausgab: 

„Die Entſcheidung der Statthalterei wird außer Wirkfamkeit geſetzt, 
weil durch die Verordnung des Staatsminiſteriums vom 11. December 1860, 
3. 36.410194, betreffend die Einführung von behördlich Autorifirten 
Privattechnikern, dieſen Technikern nicht das ausſchließliche Recht zur Vor⸗ 
nahme der daſelbſt bezeichneten Arbeiten eingeräumt, ſondern denſelben 
lediglich eine gewiſſe Autorität in Anſehung der adminiſtrativen Wirkung 
ihrer berufsmäßig vollzogenen Acte zugeſtanden worden iſt. Es kann da⸗ 
her auch Perſonen, welche nicht die Eigenſchaſt autorifirter Privattechniker 
haben, die Vornahme der fraglichen Arbeiten nicht verwehrt und demge⸗ 
mäß denſelben auch nicht unterſagt werden, ſich zur Beſorgung ſolcher Ar⸗ 
beiten öffentlich anzubieten, wodurch ſelbſtverſtändlich die Frage, welcher 
Gebrauch von dieſen Arbeiten gemacht werden kann, nicht berührt wird. 
Hierbei bleibt es allerdings der behördlichen Erwägung anheimgeſtellt, ob 
nicht mit Rückſicht auf die laut der öffentlichen Ankündigung beabſichtigte 
Geſchäftsausübung vom Standpunkte der Gewerbeordnung ein Anlaß zu 
einer Amtshandlung gegen den Recurrenten vorliege“. 


Sind die ehemaligen Fouriere als Militärbeamte beziehungsweiſe 
als landes fürſtliche Beamte anzuſehen? 


Anläßlich der durch den Tod von Stiftlingen eingetretenen Er⸗ 
ledigung zweier Kaiſer Leopold'ſchen Mädchenſtiftungsplätze in Prag, 
iſt Roſina A., Waiſe nach dem Fourier Franz A., um einen Stiſtplatz 
bürgerlicher Abtheilung eingeſchritten. 

Nach der Beſtimmung des a. h. genehmigten Stiftbriefes vom 
1. Auguſt 1790 ſind zur gedachten Stiftung Mädchen aus dem Adel 
und aus dem Bürgerſtande berufen und ſollen zu letzterem alle Bürger 
der Hauptſtadt Prag und anderer königlicher Städte, dann die landes⸗ 
fürſtlichen, ſtändiſchen und ſtädtiſchen Beamten, welche nicht 
adelig ſind, gezählt werden. 

Bezüglich der Frage, ob Roſina A. bei Verleihung dieſer Stiftung 
im Hinblicke auf die vorſtehenden Beſtimmungen des Stiftbriefes be⸗ 
rückſichtigt werden könne, hat ſich eine Differenz in den Anſchauungen 
des böhmiſchen Landesausſchuſſes und der dortigen Statthalterei ergeben. 

Das Miniſterium des Innern, in deſſen Competenz die Antrag- 
ſtellung a. h. Orts zur Beſetzung derartiger Stiftplätze fällt, erſuchte 
das Reichs⸗Kriegsminiſterium um deſſen Wohlmeinung, ob der im Jahre 
1844 verſtorbene Fourier Franz A., als ein „Militärbeamter“, 
beziehungsweiſe als ein landes fürſtlicher Beamter im Sinne des 
erwähnten Stiftbriefes angeſehen werden könne? Dieſe Militärbehörde 
hat ſich unterm 13. November 1875, Z. 4516, Abth. 11, in folgen⸗ 
der Weiſe geäußert: „Die ehemaligen Militär⸗Unterparteien, zu welchen 
der Fourier Franz A. zählte, können ſtrenge genommen als Militär⸗ 
oder landesfürſtliche Beamte nicht angeſehen werden, indem ſelbe unter 
jene Militärperſonen gehörten, welche zwar im Genuſſe einer Gage ge⸗ 


ſtanden find, jedoch in keine Diätenclaſſe eingereiht waren; es fpreche | 


aber zu Gunſten dieſer Gattung von Militärperſonen der Umſtand, daß 
deren Dienſtleiſtung der eines Militärbeamten niederer Kategorie im 
Allgemeinen gleichzuhalten war, daß ſie weiteres im Genuſſe einer Gage 
geſtanden ſind und auf dieſelben ſpäter auch die Beſtimmungen des 
Militär⸗Penſions normales ausgedehnt wurden, fie daher penſions⸗ 
fähig geworden ſind, und daß endlich bei Auflaſſung dieſer Charge 


die Mehrzahl derſelben bei vorhandener Eignung zu Miltärbeamten er⸗ 
nannt worden iſt“. 

Mit Rückſicht auf dieſe Ausführungen des Reichs⸗Kriegsminiſteriums 
wurde Roſina A. auch allerhöchſten Orts für einen Leopoldini'ſchen 
Stiftplatz bürgerlicher Abtheilung in Vorſchlag gebracht. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 16. December 1875, 3. 17.827, betreffend 
die Anwendung des Metermaßes bei Staatshoch bauten. 


Bei der mit 1. Jänner 1876 eintretenden Anwendung des Metermaßes findet 
das Miniſterium des Innern bezüglich der Staatshochbauten Folgendes zu verfügen: 
1. Bei allen für Hochbauten neu anzufertigenden Situationsplänen ſind die Maß⸗ 
ſtäbe im Verhältniß zur Naturgröße von 1: 500 oder 1: 1000, je nachdem die 
Situation im kleineren oder größeren Umfange darzuſtellen iſt, anzunehmen. 
2. Bei den Niveauplänen find die Längenmaße im Maßſtabe der Situation, die 
Höhen hingegen im zehnfachen Maßſtabe aufzutragen. 
3. Die Dicken der Ziegelmauern werden künftighin 
ſtatt mit 6“ mit 15 Centimeter. 


" " 12 5 * 30 " 
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u. ſ. w. auszuführen und im Koſtenanſchlage zu berechnen fein. 

In dieſem neuen Ausmaße nach Centimetern ſind jedoch nur die Dicken der rohen 
Mauern ohne Verputz verſtanden. 

4. Die Mauerdicken von 15 und 30 Centimetern hängen von dem Ausmaße der 

Ziegel ab; 

Nachdem aber dieſes Ausmaß mit jener Dicke nicht genau übereinſtimmt, ſo wird 
auf die dadurch ohnedem nur geringe Differenz bei den Koſtenberechnungen keine Rück⸗ 
ſicht zu nehmen ſein. 

5. Bei Mauern, welche einen Verputz erhalten, iſt dieſer beſonders und zwar nach 
dem Flächenmaße zu berechnen. 

Zur Vereinfachung der Rechnungen ſind Fenſter und Thüröffnung dabei nicht in 
Abzug zu bringen, dafür dürfen aber auch die verputzten Spaletten oder Leibungen 
derſelben nicht aufgerechnet werden. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 16. December 1875, 3. 15.080 an ſümmt⸗ 
liche k. k. Oberlandesgerichte und Oberſtaatsanwaltſchaften, betreffend das Längen⸗ 
maß für Terzerole und Revolver. 

Mit Bezugnahme auf die in Nr. 148 des Reichsgeſetzblattes erſchienene Ver⸗ 
ordnung vom 4. December 1875, die Veränderung des Längenmaßes für Terzerole 
betreffend, wird im Cinvernehmen mit dem Miniſterium des Innern dem k. k. Ober⸗ 
landesgerichte (der k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft) mitgetheilt, daß das in obiger Ver⸗ 
ordnung feſtgeſetzte Langenmaß von 18 Centimeter auch auf Revolver Anwendung 
zu finden habe. 

Hievon wird das k. k. Oberlandesgericht mit Hinweiſung auf den Juſtizmini⸗ 
ſterialerlaß vom 10. October 1857, Z. 22.386 zur Wiſſenſchaft und Verſtändigung 
der unterſtehenden Gerichte (die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft unter Bezugnahme auf 
den an das k. k. Oberlandesgericht ergangenen Erlaß des Juſtizminiſteriums vom 
10. October 1857, Z. 22.386 zur Wiſſenſchaſt und Verſtändigung der unterſtehen⸗ 
den Staatsanwaltſchaften) in Kenntniß geſetzt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sanitätsreferenten im Miniſterium des Innern 
Miniſterialrathe Dr. Franz Ulrich bei deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zu⸗ 
friedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Oberamtsverwalter des Brünner 
Hauptzollamtes Joſef Nezdara den Titel eines Finanzrathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Dr. Johann Lux ardo 
zum Bezirkshauptmann in Dalmatien ernannt. 


Erledigungen. 
Werkarztesſtelle bei der k. k. Ober⸗Berg⸗ und Hüttenverwaltung zu Pozo⸗ 


ritta in der Bucowina, mit 500 fl. Beſoldung, Naturalwohnung oder Quartier⸗ 


geld pr. 80 fl., Holzdeputat u. ſ. w., bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 20.) 
Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle in der achten Rangsclaſſe eventuell eine Fi⸗ 

nanz⸗Commiſſärsſtelle in der neunten oder eine Finanz⸗Concipiſtenſtelle in der 

zehnten Rangsclaſſe in Nieder⸗Oeſterreich, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 20.) 
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